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V.

verhandlungen .
Die ordentliche Landesſynode hat ihre Verhandlungen durch die von ihr beſtellten Schriftführer und durch

einen Stenographen aufzeichnen laſſen . Hiernach erfolgte die nachſtehende Bearbeitung der Verhandlungen .

Erſte öffentliche Sitzung .

Karlsruhe , Montag , den 17 . Mai 1926 ,

vormittags 10½ Uhr .

Zu Beginn der im Sitzungsſaal des Land⸗

tagsgebäudes abgehaltenen Sitzung hält Prälat

Kühlewein eine geiſtliche Anſprache über Lukas

11 , 13 .

Sodann eröffnet Präſident D. Dr . Keller die

Synode mit folgender Anſprache :

Ich eröffne nunmehr unſere erſte Sitzung , in⸗

dem ich Sie , meine Damen und Herren , liebe

Schweſtern und Brüder , aufs herzlichſte willkom⸗

men heiße und gleichzeitig an die Pfingſtworte

des Herrn Prälaten anſchließe . Möge Gottes

Geiſt über uns ruhen in dieſer Zeit , daß wir in

Liebe und im Glauben unſere Verhandlungen

führen , ſodaß Gottes Segen auf ihnen und auf

unſerer Arbeit ruhen kann !

In der Zwiſchenzeit haben wir leider ein

Glied unſerer Synode durch den Tod verloren :

Herr Kaufmann Leiſt von Neckargemünd , der

der Synode von 1921 und 1924 angehört hat , iſt

von unſerem Herrn heimgerufen worden . Wir

gedenken ſeiner und ſeiner Mitarbeit mit Liebe

und wünſchen ihm die Ruhe beim Herrn . Außer⸗

dem ſind von früheren Mitgliedern der Synode

Herr Oberlehrer Linder - Rappenau , der der

Synode von 1914 , jener von 1919 und jener von

1921 angehört hat , Herr Kirchenrat D. Ludwig

in Baden , der der Synode von 1904 , jener von

1909 und jener von 1914 angehört hat , Herr

Amtsgerichtsdirektor Kaiſer in Karlsruhe ,

der der Synode von 1914 angehört hat ,

und Herr Staatsrat Weingärtner von

Karlsruhe , der Mitglied der Synode von

1891 , jener von 1894 , jener von 1899 und

jener von 1909 war , heimgegangen . Außerdem

iſt auch Herr Stadtrat Jacob , der lange Jahre

hindurch bei den Sitzungen der Synode als de⸗

ren Sekretär hier fungierte , plötzlich heimgeru —

fen worden . Wir gedenken all dieſer Herren als

der Mitarbeiter am Aufbau unſerer Landes⸗

kirche und damit des Reiches Gottes in Liebe

und Treue und werden all dieſen Herren ein

dankbares , ehrendes Andenken bewahren . Ich

bitte Sie , zum Zeichen deſſen ſich von Ihren Sit⸗

zen zu erheben . ( Geſchieht . ) Ich danke Ihnen .
Sodann teilt der Präſident mit , daß anſtelle

des verſtorbenen Abgeordneten Kaufmann Georg

Leiſt von Neckargemünd Vorſchußkaſſendirektor

Matthäus Treiber von Kirchheim , anſtelle des

wieder auf das Miſſionsgebiet der Basler Miſ⸗

ſionsanſtalt in Afrika entſandten Hausvaters

Wilhelm Schäfer Landwirt Friedrich Mayer II

von Großſachſen in die Synode eingetreten iſt .

Der Letztgenannte wird gemäß § 100 Abſ . 3

KWin Pflicht genommen .



Beurlaubt ſind die Abgeordneten Treiber

dieſe Sitzung und die nächſten Tage , D. Bauer

und D. Holdermann für heutige Sitzung , ferner

für die ganze laufende Woche wegen dienſtlicher

Unabkömmlichkeit von Göler und wegen Un⸗

wohlſeins Abgeordneter Jacob .

Der Präſident wird zum Abſchluß des Ver —

trags mit dem Stenographen ermächtigt .

Das Wort erhält

Hohe Synode !

Landesſynode

Kirchenpräſident D.

Im März v. J . hat ſich die

vertagt . Ihre Arbeit , die ſie 1924 begon⸗

nen , zu einem Abſchluß zu bringen , iſt ſie

heute wiederum verſammelt . Ich heiße Sie da —

zu herzlich willkommen . Das geſamte kirchliche

Leben ſoll nun nach alter übung noch einmal im

Hauptbericht an Ihrem Auge vorüberziehen , wie

es ſich draußen in den Gemeinden und Kirchen —

bezirken abſpielt , wie das Schifflein der Kirche

in dem ſtürmiſchen Meer des politiſchen , ſozia —

len und wirtſchaftlichen , auch des geſamten Gei —

ſteslebens durch vielerlei Klippen geſteuert

wird . Sie finden ein buntfarbiges Bild in Kirche

und Schule , vielgeſtaltiger als je zuvor . Immer

wieder drängt ſich Neues hervor und verlangt

nach feſter Geſtaltung und geſetzlichen Normen ,

aber ebenſo auch nach finanzieller Unterſtützung .

Der Haushalt unſerer Kirche , der Ihren Be —

ratungen und Entſchließungen unterbreitet

wird , gibt Zeugnis von der Vielfältigkeit unſe⸗

rer Aufgaben , wie von der Größe der geldlichen

Anforderungen , die wie bisher ſo auch weiter —

hin an die Glieder unſerer Kirche geſtellt wer —

den müſſen und —ich ſage es mit Dank an die

allermeiſten — trotz vielerlei Mängel , die an

dem Erhebungsapparat zentnerſchwer hingen ,

willig geleiſtet wurden .

Wenn ich mich dem erſten Gegenſtand zu⸗

wenden darf , ſo knüpfe ich an an die erfreuliche

Tatſache , daß die Erkenntnis weithin zunimmt :

ohne Religion keine Erziehung , ohne Religion

aber auch keine Möglichkeit eines ſittlichen Auf⸗

ſtiegs , einer wirtſchaftlichen Beſſerung und Er —

Wurth :

Erſte

für

Sitzung

holung unſeres Volkes .

lichen Weltkonferenz zu

Vertreter unſerer Kirche anwohnen durfte , hat

man das doch nicht mehr bloß religiös , ſondern

chriſtlich gefaßt in den Satz : Die Völker können

Auf der großen chriſt —

Stockholm , der ich als

ohne Chriſtus nicht geſunden und ohne ihn nicht

zum Frieden kommen . Die Grundbedingung
auch des öffentlichen Wohles im Staats - und

Völkerleben iſt die Herrſchaft Chriſti in jeglicher

Weltkon⸗

Zeugnis für Chri

Hinſicht . Schon allein die Tatſache der

ferenz war ein gewaltiges

ſtus , ein Beweis dafür , daß die Kirchen nicht tot

ſind , ein ſtarkes Lebenszeichen des Evangeliums .

Nach vielen Jahrhunderten haben die Kirchen —

mit Ausnahme der römiſchen wieder einmal

verſucht , gemeinſam die ſchweren Fragen der

Gegenwart mit den Kräften des Evangeliums
einer Löſung zuzuführen . Die Konferenz war

freilich nicht in der Lage , Beſchlüſſe mit geſetzli —

chen Mitteln durchzuführen ; es war auch ganz

unmöglich , in zehn Tagen vollzugsreife Beſchlüſſe

tiefgreifendſter Art in einem chriſtlichen Welt⸗

parlament zu faſſen ; aber man hat dort doch die

ſchwerſten Probleme ſittlicher , ſozialer , wirt —

ſchaftlicher und erziehlicher Art , die alle Völker

bedrücken , mit der ganzen Energie chriſtlichen

Glaubens angefaßt und von Chriſtus her zu

einer Löſung gedrängt . Die deutſche Abordnung

at ſich ernſtlich an dieſen Arbeiten beteiligt , um

o mehr als die genannten Fragen , z. B . die

Wohnungsnot , Arbeitsloſigkeit , ſittliche Not der

verſchiedenſten Art , auch Schulnot , auf Deutſch⸗

land beſonders ſchwer laſten und innerhalb der

evangeliſch - kirchlichen Kreiſe tiefgehende , oft

harte Unterſchiede in der Behandlung dieſer Fra⸗

gen beſtehen . Allerdings haben wir uns dort

geweigert , den Völkerbund als den Friedenshort

anzuerkennen und unſere Regierung hineinzu⸗

drängen , es war ja vor Locarno , man hat

uns darob ſchwer geſcholten — und ebenſowenig

waren wir geneigt , uns kurzerhand dem Pazifis⸗

mus zu verſchreiben und geſetzliche Beſtimmun⸗

gen ſozialer und wirtſchaftlicher Art gutzuheißen ,

h
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und kirchli⸗

chen Geſichtspunkt aus gewonnen werden kön —

nen . Eine neue Wirtſchaftsordnung hat die

Kirche nicht zu ſchaffen , wohl aber die geiſtlichen

und geiſtigen Waffen zu liefern , damit die

Wirtſchaftsordnung nicht zum Würgengel wird .

die doch nicht allein vom religiöſen

0Was wir Deutſche in Stockholm lernen konnten ,

das war die bewundernswerte Freudigkeit und

Energie , unverdroſſen von den Parlamenten

und den Regierungen , von der geſamten Sffent⸗

lichkeit zu verlangen , daß ſie der Stimme der

Kirche , der größten ſittlichen Macht , Gehör

ſchenken , daß Abhilfe geſchaffen werden muß . Die

Kirchen haben weiterhin kein Recht mehr zu

ſchweigen , ſondern die heilige Pflicht zu reden ,

das Gewiſſen zu ſchärfen , den chriſtlichen Mut

zu heben , wo es gilt , Nöte zu entwurzeln , die

nſerem Volke ans Lebensmark gehen .

Hier entſteht freilich eine nicht geringe Ge —

fahr , die ſich ja auch innerhalb unſerer Landes⸗

kirche zeigt ; ſoziale , wirtſchaftliche und politiſche

Dinge werden da und dort in der Predigt nicht

nur geſtreift oder eingehend behandelt , ſondern

der ganze Gottesdienſt darauf eingeſtellt , wobei

manchmal fraglich bleibt , ob die Kirche nicht Mit⸗

tel zum politiſchen oder ſozialpolitiſchen Zweck

wird und eine unzuläſſige Verkürzung in der

Darbietung des Evangeliums eintritt . Die

Grenzen im einzelnen zu ziehen , wird bei aller

erforderlichen Weitherzigkeit nicht leicht ſein ,

weil oft allgemeine und rein örtliche Momente

ſtark bei der Urteilsbildung mitſpielen . Keinen⸗

falls geht es an , die Kirche in eine politiſche oder

ſozialiſtiſche Gemeinſchaft zu wandeln . Aber

ebenſo gewiß iſt es , daß die Kirche alles daran⸗

ſetzen muß , die Gegenſätze im ſozialen und wirt⸗

ſchaftlichen Leben zu mildern und die Lage der

Armen und Verarmten erträglich zu geſtalten .

Ich berühre da zweifellos eine empfindliche

Stelle im Leben der Kirche . Das Ringen um die

Seele des Arbeiters und des Arbeiterſtandes iſt

bislang noch in keiner Weiſe zu einem befriedi⸗

genden Ziele gelangt , weder in Betracht deſſen ,

Erſte Sitzung .

was die Kirche tut , noch in dem , was ſie erreicht .

Die Kirchenentfremdung großer Maſſen — und

nicht etwa bloß der unteren Schichten —laſtet

auf uns wie ein böſer Alp . Es werden da viele

Heilmittel angeprieſen , tauſenderlei Verſuche

gemacht , ich erinnere nur an die Jugendbewe —

gung , Evangeliſation und Volksmiſſion ; im

Grunde kommen wir immer wieder auf das eine ,

von Luther ſonderlich Betonte zurück : das Wort

Gottes . Es hängt jedenfalls alles davon ab , daß

das Wort Gottes rein und lauter , aber lebendig

verkündigt und dargeboten wird mit herzlicher

Liebe und großer Menſchenfreundlichkeit ; die

Barmherzigkeit darf dabei nie fehlen .

Eine wenig erfreuliche Wahrnehmung kann

hier nicht übergangen werden . Im öffentli⸗

chen und im Staatsleben unſeres Landes iſt der

evangeliſche Einfluß unſerer Glaubensgenoſſen

ſtark zurückgetreten . An lebenswichtigen Stellen

unſeres Staates iſt er kaum oder garnicht mehr

vorhanden . Ein Blick auf den Landtag , wo eine

geſchloſſene Gruppe die größte von allen —

jederzeit die Intereſſen der katholiſchen Kirche

zu wahren gewillt iſt , oder ein ſolcher auf die Re —

gierung ſelbſt zeigt deutlich , wie ſehr die Ver⸗

tretung des evangeliſchen Volksteils — nun⸗

mehr 38 gegenüber 58 ) Katholiken — im

Rückſtand iſt , und es könnte ſcheinen , als ob wir

Evangeliſchen nicht mehr genug Intelligenz und

Tüchtigkeit aufbrächten , uns durchzuſetzen in

einer Zeit , wo das Wort am Wegweiſer des

Lebens ſteht : Freie Bahn dem Tüchtigen ! Ich

erhebe hier gar keine Vorwürfe , aber ich frage

unſere evangeliſchen Brüder und Schweſtern , ob

denn der evangeliſche Glaube , unſer Bekenntnis

nicht genug Lebenskraft beſitzt , daß er ſich in ſei⸗

ner Eigenart auch im öffentlichen Leben einen

Platz an der Sonne ſichert , ob alſo hier nicht

etwa eine eigentümliche Schwäche liegt , ein Feh⸗

ler , ein Mangel , den wir zu heben verpflichtet

ſind .

Will man beſſern , wird man wohl auch ſchon

an der Schule anfangen müſſen . An den Mittel⸗



4 Erſte

ſchulen und Höheren Schulen befanden ſich 1924

bis 1925 im ganzen 16 962 evangeliſche Schüler

und 13 736 katholiſche , aber es unterrichteten nur

677 evangeliſche Lehrkräfte gegenüber 934 katho —

liſchen ( Hört ! hört ! ) ; d. h. der Konfeſſion der

Schüler entſprechend ſollten 210 evangeliſche

Lehrkräfte mehr Verwendung finden oder ſich

zur Verwendung eingeſtellt haben , als in der Tat

verwendet ſind . Das wirkt ſich ſo aus , daß z. B .

im Gymnaſium in Bruchſal 1 evangeliſcher Leh⸗

rer angeſtellt iſt , nämlich ein Turnlehrer ; im

Bertholdgymnaſium in Freiburg ſind von 29

Lehrkräften 3 evangeliſch , während mehr als ½

evangeliſche Schüler gezählt werden . An den

leitenden Stellen in den Schulen iſt das für uns

ungünſtige Verhältnis beſonders betrüblich . Es

iſt gewiß nicht gleichgültig , wer den Geſinnungs⸗

unterricht erteilt ! So muß ich auch da bitten ,

daß unſere evangeliſchen Kirchenglieder darauf

halten möchten , ihre Söhne nicht nur durchs

Gymnaſium gehen zu laſſen und dann der Tech —

nik und der wirtſchaftlichen Seite des Lebens zu —

zuleiten , ſondern ſie auch dem Staatsdienſt zuzu⸗

führen und der Schule für unſere Jugend zur

Verfügung zu ſtellen . Wir verſündigen uns an

unſeren evangeliſchen Brüdern , wenn wir das

evangeliſche Moment in der Erziehung vernach —

läſſigen . — Eine ernſtliche Sorge bereitet uns

ebenfalls der theologiſche Nachwuchs ; zur Zeit

genügt er nicht , ſo wenig wie in anderen Landes —

kirchen . Wir müſſen wieder und wieder ſagen :

Schickt uns , erbittet uns vom Herrn die beſten ,

die tüchtigſten Söhne unſeres Landes ! Es gibt

gewiß Berufe , die es leichter haben und beque —

mer als der geiſtliche ; aber die Macht des Un⸗

glaubens und die Kraft des Haſſes gegen die

Kirche leſen einmal die „ Arbeiter - Zei⸗

tung “ , die ſtrotzt von ſolchem Haß — wächſt in der

Gegenwart , und wir ſind nicht zum „ es gut ha⸗

ben “ berufen , ſondern zur Arbeit in Treue ge⸗

gen Gott . Und nicht nur hier mangelt es : wir

haben nicht genug Mädchen und junge Männer ,

die fröhlich den Dienſt barmherziger Liebe auf —

Sie

Sitzung .

nehmen . Es iſt für unſere Kirche keine Ehre ,

wenn in irgendeinem Krankenhaus die evange —

liſchen Schweſtern zurückgezogen werden müſſen ,

weil es an jüngeren Kräften fehlt . Ohne dieſen

Dienſt können und ſollen wir nicht leben . Da⸗

rum her zum Dienſt , zum Dienſt Chriſti ! Ich

weiß , daß viel gefordert und viel geleiſtet wird ;

ich erkenne es dankbar an ; gerade deshalb rufe

ich auf zu begeiſtertem , fröhlichem Dienſt an den

Elenden : Es wird wohl belohnt werden , heißt

ES !

Was immer wir , der Oberkirchenrat und die

Kirchenregierung , in allen dieſen Dingen tun

konnten , haben wir veranlaßt ; wir bitten

aber die Hohe Synode , auch hierin durch Wort

und Tat dazu beizutragen , daß die Aktionskraft

unſerer Kirche erſtarke und wir im Kampfe mit

all den Widerſtänden Sieger bleiben .

Viel Beſchwerden , reichliche Mühe hat uns

die Kirchenſteuer bereitet . Frühere Einſchätzun

gen , wirtſchaftliche Nöte riefen ungeheuere Hem —

mungen in der Steuererhebung hervor . Wir

haben immer wieder verſucht , billige Rückſichten

zu nehmen und Ungerechtigkeiten zu vermeiden .

Dabei durften wir es nicht an Unterſtützungen

armer Gemeinden oder ſolcher mit großen Not —

ſtänden fehlen laſſen nach Maßgabe unſerer

Kräfte . Wir haben dafür wohl Dank geerntet ,

aber auch die üble Nachrede blieb nicht aus , wir

hätten Kirchenſteuergelder verſchleudert oder in

Grund und Boden angelegt . Daß dies eine

glatte Unwahrheit oder eine böswillige Ver —

eumdung iſt , wird die Hohe Synode bei ihrer

Nachprüfung raſch erkennen .

Der neue Haushaltsvoranſchlag weiſt leider

keine niedereren Zahlen auf als der vorige . Wir

legen ihn dem Hohen Hauſe vor und haben die

Zuverſicht , daß er nach reiflicher Prüfung auch

Ihre Genehmigung erhalten wird . Es bleibt

freilich ein nicht unbeträchtliches Defizit als un⸗

erfreuliche Schuld . Ihre Höhe ſtammt mit aus

der Einrichtung des Religionsunterrichts an

den Fortbildungs⸗ und Fachſchulen . Wenn wir
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das Defizit zu ver⸗nicht imſtande ſein

cht der Staat dazu beitra⸗meiden , dürfte viellei

gen , es zu beheben , umſomehr als dieſe ganze

Arbeit , die unſere Kirche hier neuerdings leiſtet ,

nicht nur von ihm gewünſcht war , ſondern ihm

auch weſentlich zugute kommt .

Wenn ich von dem Religionsunterricht in den

Fortbildungs - und e 5 ſo darf ich

ſagen , daß er ſich nunmehr überall

e eee

hat . Beſtimmtere Richtlinien für dieſen Unter⸗

richt ſind gewonnen , aber noch nicht —. — EAA

ben . Die von der Kirche vertragsmäßig über —

nommenen Volksſchullehrer ſind bisher noch vom

Staat beurlaubt ; die Verhandlungen mit dem

Staat über den Modus der übernahme ſind lei —

der noch zu keinem Abſchluß gekommen . Der

Staat hat e ſich bereit erklärt , elf evan⸗

geliſche Religionslehrerſtellen für die Fachſchu —

Die ſich dabei ergebenden

tlich der Gehalts —

len zu überne hu ten .

Schwierigkeiten , z. B . hinſich

ung der zu übernehmenden , ſind eben

rſt in Erſcheinung getreten und konnten noch

nicht einer Löſung entgegengeführt werden . Je —

denfalls hoffen wir , daß der ganze große Kom —

plex der Religionsunterrichtserteilung an den

Fortbildungs - und Fachſchulen bis zur nächſten

Synode geordnet ſein wird . Wir haben dann

ein Arbeitsgebiet mit einer Leiſtung , wie ſie

keine Kirche in Deutſchland , keine der ganzen

Welt , aufzuweiſen hat .

Wenn ich nun ſehe , daß Sie alle die Berichte ,

Hauptbericht , Voranſchlag und die Geſetze , die

dazu gehören , in Ihren Händen haben , wünſche

ich Ihnen , meine Herren und Damen , von gan⸗

zem Herzen Gottes reichen Segen zu fruchtba —

rer Beratung und Beſchlußfaſſung zum Heil un⸗

ſerer Kirche .

Abgeordneter D. Frey ( zur Geſchäftsord⸗

nung ) : Ich habe namens meiner Freunde einen

Antrag zu ſtellen :

Wie bekannt geworden iſt , ſoll am 4. Juli

d. J . die Neuwahl der Landesſynode ſtattfin —

den . Dies würde die Auflöſung der jetzigen

Sitzung .

Da nach § 108 Abſ . 2

Kirchenverfaſſung im Falle einer Auflö

ig die Neubildung der Synode erſt nach er —⸗

olgter Auflöſung ſtattfinden kann , müſſen

wir annehmen , daß ein bereits in Kraft ge —

tretener Auflöſungsbeſchluß vorliegt . Wenn

es zutrifft , beſtreiten wir der jetzigen Syn⸗

das Recht noch zu tagen . Wir erſuchen
84 irchenregerund um 9 FFſé
die Kirchenregierung um Aufklärung .

ynode vorausſetzen .

*

＋
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Kirchenpräſident D. Wurth : Darf ich bitten ,

daß die Sitzung auf kurze Zeit unterbrochen

wird , damit wir uns über dieſe Anfrage beſpre —

chen können .

Die Sitzung wird darauf bis 12 Uhr mittags

vertagt .

Nach Wiedereröffnung der

Wort

Kirchenpräſident D. Wurth : Die Kirchen⸗

regierung hat am 11 . Mai d. J . beſchloſſen , daß

die Synode aufgelöſt werden ſoll auf den 1. Juli

und daß die Wahlen ausgeſchrieben werden

jetzt ſchon natürlich
J

Sitzung erhält das

AAltf deit 4. Juli d. J .

Sie e das getan unter Berückſichtigung einer

Reihe kirchlicher , religiöſer Momente und ſie hat

ſelbſtverſtändli h nicht daran gedacht , das Recht

bhieſer Synode irgendwie zu verkürzen . Es iſt

von jedermann als ganz ſelbſtverſtändlich ange —

ſehen worden , daß dieſe Synode mit ihrer Ta —

gurg ihr endgültiges Ende erreicht , und es iſt

auch der Parlamentarismus wenn ich einmal

ſo ſagen darf — in keiner Weiſe geſchädigt ; denn

dadurch , daß die Wahlen auf den Juli ausge⸗

ſchrieben werden , iſt ja die Kirchenregierung

verpflichtet , innerhalb reichlich früher Zeit , alſo

ſpäteſtens in dem erſten Viertel des nächſten

Jahres , eine Synode wieder zu berufen , ſodaß

man nicht ſagen kann , es käme etwa die Kirche

oder die kirchlichen Elemente , die darnach trach⸗

ten , innerhalb der Synode ſich eine Ausſprache

zu verſchaffen , irgendwie zu kurz .

Es iſt ganz ſelbſtverſtändlich , daß auch

fragt worden iſt , ob es denn nun möglich iſt , eine

Synode aufzulöſen auf ſpäter — nicht auf heute .

3E
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Erſte

Die Frage iſt ſ . Z denn die Verhandlungen

datieren vom Januar d. J . her dahin beant

wortet worden , daß eine ſolche Auflöſung uuf

Zeit voraus eigentlich nicht üblich iſt . Aber in

der Tat iſt dies in Mecklenburg geſchehen ; der

mecklenburgiſche Landtag hat ruhig weiter ge

tagt bis zu dem Augenblick , wo er ſeine Aufgabe

erledigt ſah .

Wir hätten auch die Synode gerne früher be —

rufen ; es war aber nicht möglich aus einem eir

fachen Grunde : weil der Referent für unſere

Kirchenſteuerangelegenheiten erklären mußte ,

daß der Voranſchlag nicht in allen ſeinen Teilen ,

namentlich nicht in den Einnahmen , fertig wer —

den kann vor dem 1. Mai und bevor uns die er —

forderlichen Auskünfte von der ſtaatlichen Seite

her geworden ſind . Wir hätten gerne die Syn⸗

ode auch zu einer anderen Zeit gehalten , als ge

rade um Pfingſten herum ; aber es ſtand uns

eben gerade dieſes Haus hier nicht zur Verfü⸗

gung . Es wäre uns ſehr angenehm geweſen in

jeglicher Hinſicht , wenn wir die Synode ſelbſt

hätten befragen und dieſe ihre Zuſtimmung dazu

hätte erklären können , daß die Auflöſung erfolgt .

Die Ausſprache , die durch die Anfrage gegeben

wird , iſt ja nun natürlich hier ermöglicht . Jeden —

falls hat es die Mehrheit der Kirchenregierung

abgelehnt , in dieſer Verordnung über die Auf⸗

löſung der Synode und die Beſtimmung der

Wahl irgend etwas Widergeſetzliches oder Unge —

höriges zu erblicken .

Auf Antrag des Abgeordneten D. Frey und

Genoſſen wird beſchloſſen , daß ſich an die Beant⸗

wortung der von dieſer geſtellten förmlichen An⸗

frage gemäß § 13 der Geſchäftsordnung eine

Ausſprache anſchließen ſoll .

Abgeordneter Fitzer : Hohe Synode ! Ich kann

mich den Ausführungen , die die Kirchenregierung

eben vorgetragen hat , nicht in allen Teilen an⸗

ſchließen und ich habe von meinen Freunden den

Auftrag , die rechtlichen Bedenken geltend zu ma⸗

chen , die ein derartiger Beſchluß unter Umſtän⸗

den nach ſich ziehen kann .

Sitzung .

Wir ſind vom Kirchenvolk auf ſechs Jahre ge

wählt und unſere Amtsdauer geht im November

zu Ende . dieſ

ode nach Hauſe geſchickt

tiger Grund vorliegen . Die !

verfaſſungsmäßig in der Lage , jederzeit die

1m Zeitpunkt

wird , muß

Wenn vor t die Syn

dafür ein trif

Kirchenregierung iſt

Syn

ode aufzulöſen . Es iſt aber etwas ganz Außer

gewöhnliches , wenn gegen den Willen des Kir

chenvolkes , das die Synode auf ſechs Jahre ge —

wählt hat , eine Enthauptung vor dem natürli⸗

chen Tode erfolgt . Darum hätte ich gewünſcht ,

daß uns gerade in dieſer Richtung eingehend ge —

ſagt würde , warum dieſer ſchwere Eingriff in die

Rechte der Synode vorgenommen werden mußte .

Ganz abgeſehen davon aber ſtehen auch ſon

ſtige rechtliche Bedenken dieſer Auflöſung ent —

gegen . Man kann nämlich die Auffaſſung ver

treten , daß ein derartiger außergewöhnlicher Re

gierungsakt unmittelbar mit Faſſung die

Auflöſung hervorruft . auch im Reich

und im Landtag . In der Regel iſt ja die Situa —

tion die , daß eine Spannung zwiſchen Regie —

rung und Parlament beſteht , und dieſe Span —

nung löſt ſich durch die Auflöſung aus . Ich
kenne keinen anderen Fall , oder es ſind mir

keine Fälle namhaft gemacht worden , in denen

nicht derartige Gründe vorgelegen hätten , und

ich glaube , wir können als Synodale ſoviel wiſ —

ſen , daß eine derartige Situation im vorliegen —

den Falle in keiner Weiſe gegeben iſt .

ſeiner

So iſt es

Das wäre der eine Grund . Man kann recht —

lich den Standpunkt vertreten , daß wir aufgelöſt

ſind in dem Augenblick , wo die Kirchenregierung

dieſen autoritativen Schritt mit Mehrheitsbe —

ſchluß getan hat . Ich will mich aber einmal über

dieſe Bedenken hinwegſetzen und zu der zweiten

Beanſtandung übergehen , daß die Auflöſung ter —

minmäßig vor ſich geht .

Wenn eine Rechtshandlung bedingt oder be —

friſtet erfolgt , dann kann in der Zwiſchenzeit

mit ihr immer noch alles mögliche andere gemacht

werden . Ich ſtelle mir z. B . folgende theoretiſche

Möglichkeit vor : Wir ſtürzen die Regierung in
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neue Regierung tritt an

deren Stelle und ſie hält ſich nicht an den Be

ſchluß gebunden , den vor einigen Tagen oder

Wochen frühe enregierung gefaßt hat .

Oder umgekehrt : Die jetzige Kirchenregierung

hat n getragen bekom —

men und ſieht ſich nachträglich veranlaßt , den

früheren Beſchluß zu revidieren .

Alſo kann t die Kirchenregi

1 eit ihren noch nicht af

Syno bleibt le eit beſtehen , wir he

ben di Beſchlu

Auch über dieſes Bedenken kann man ſich

ſchließlich noch hinwegſetzen und ich möchte

halb auf den Hauptpunkt hinweiſen , der in §8 108

4 SSR 1 3
Stellungnahme , die ju

entlich angewendet werden muß . Ir

r Verfaſſung ſteht : „ Das Amt der

neten erliſcht mit der Auflöſung . Die

der Synode hat binnen ſechs Monc

ten ſtattzufinden . “ Daraus geht meines Erach —il S

tens
ganz

klar hervor , daß keine Maßnahmen

für die Neubildung Feinten werden können ,

ehe tatſächlich die alte Synode beſeitigt iſt . ( Ab⸗

geordneter D. Frey : Sehr richtigl ! ) Das geht

aus dieſer geſetzlichen Beſtimmung ganz klar

hervor ; und die Herren , die in der verfaſſung⸗

gebenden Synode waren , werden ſich auch daran

erinnern , daß das der Gedanke war , der uns da —

mals bei der Faſſung dieſer Beſtimmung getra —

gen hat . Dies iſt ein Moment , das nicht unbe⸗

rückſichtigt gelaſſen werden darf .

Nun aber noch der durchſchlagendſte Grund ,

über den ich bis jetzt noch gar nichts gehört habe ;

das iſt folgender : Wir ſind nicht nur kirchliche

Synode , ſondern auch Steuerſynode und wir

ſind gebunden an die Geſetze , die der badiſche

Staat in dieſer Richtung erlaſſen hat . Und da iſt

nun im Landeskirchenſteuergeſetz genau vorge —

ſehen , wie die Wahlen vor ſich zu gehen haben

und welche Beſtimmungen hier in der Verfaſ⸗

ſung getroffen ſein müſſen — die ſich ja dieſen

Sitzung .

Beſtimmur haben — und es iſt

weiterhin geſagt ( das iſt nun der ſprüngend

Punkt ) , d le Ste

58 44 0 Moliſo Soiunters
gend einer Weiſe beeinträe

waltungsgerichtshof anrufen

ſich beſchwert fühlen .

ee
in Ba

jetzt auf Gr
die

den ſoll , iſt

den Gründer

die Synode , die

gewählt wer

den ſagt :

Rofd 98Beſchluſſes

wen aus

oder auch aus ganz 9 5 1105 denke z. B . ar

ig der Wählerliſten ) , dann wird von

ats wegen vom Verwaltungsgerichtshof dieſe

tze Frage einer Nachprüfung unterzogen , und

venn der ſtaatliche Verwaltungsgerichtshof in

einem Falle dazu kommen ſollte , daß in irgend

einem Punkte die Wahl nicht in Ordnung ge

iſt , dann bin ich daß alle

Teil derſelben

ßen wird und wir

ten bekommen

Steuerpflichtigen oder ein große
h

dieſem Standpunkt anſchlie

in dieſer Richtung h·
i

können . Vor allen Dingen ch folgendes in

Erwägung ſtellen : Die Zeit iſt verhältnismäßig

ſehr kurz und namentlich die Vertreter der

Städte werden mir in der Richtung zuſtimmen ,

1 igkeiten haben werden ,

)hie Wählerliſten a Aſön ſtellen . Es mag in

ührung gut ge⸗

e, in der Hauptſache

einzelnen Gemeinden die

weſen ſein ; aber ich glaube

werden wir auf große Schwierigkeiten ſtoßen

und wir müſſen von Haus zu Haus Perſonen

herumſchicken , die die notwendigen Ergänzungen

bewirken . Ich bin überzeugt : wenn das nicht ge⸗

ſchieht , wird ein Steuerpflichtiger ganz gut in der

Lage ſein , in Karlsruhe in einem Bezirk 20

oder 30 Steuerpflichtige aufzuzählen , die nicht in

der Liſte ſtehen . Wenn einer das fertig bringt ,

dann iſt der Rechtsgrund auch zu einer Bean⸗

ſtandung gegeben . Ich bitte , auch dieſen Geſichts⸗

punkt zu beurteilen .

Aus dieſen Gründen bitten wir , doch die

Sache einer Prüfung zu unterziehen , damit nicht

in dieſer Richtung irgend welche Schwierigkeiten



entſtehen und nicht die ſpätere Synode

gegenwärtigen , mit Grund in der Richtung einen

Vorwurf machen kann , daß wir nicht alles ge —

prüft haben , und nicht etwa eine Neuwahl ſtatt

finden muß und der Verwaltungsgerichtshof in

ſteuerlicher Hinſicht die Beſchwerdeführenden in

Schutz nimmt und die Möglichkeit entſteht , daß

ein großer Teil Kirchenvolkes ſich darauf

ſtützt und keine Steuer bezahlt .

des

Oberkirchenrat Dr . Friedrich : Hohe Synode !

Es iſt von dem Herrn Vorredner im einzelnen

verſucht worden , rechtlich den Beſchluß der Kir —

chenregierung als unhaltbar hinzuſtellen . Ich
glaube aber , daß ich auf die drei erſten Punkte ,
die er angeführt hat , im einze zelnen nicht ein⸗

gehen brauche ; denn er hat ja dazu ſelbſt immer

den Zuſatz beigefügt : man kann auch eine an —

dere Auffaſſung vertreten . Ich darf kurz zu⸗
ſammenfaſſend zu dieſen drei

gendes ſagen :

Daß bei dem Auflöſungsbeſchluß ein trifti⸗

ger Grund angegeben werden muß , ſteht nicht
in der Verfaſſung , und ich möchte den Herrn

Vorredner fragen , woher er nimmt , daß ein

ſolcher Grund angegeben werden muß . Es mag
politiſch klug und zweckmäßig ſein , daß man es

tut ; rechtlich iſt es nicht notwendig . Ich habe

auch die Materialien daraufhin durchgeſehen ,
habe aber nirgends gefunden , daß in den Debat⸗

ten zu dieſem Verfaſſungs⸗Auflöſungsparagra⸗
phen irgendetwas über die Gründe ausgeſagt
iſt . Die Verfaſſung bleibt ja hier ſogar noch
weit hinter der jetzigen Reichsverfaſſung zurück ,
in der ausdrücklich hinſichtlich der Gründe be —

tont iſt , daß aus einem und demſelben Grunde

nur einmal der Reichspräſident den Reichstag
auflöſen kann . Alles das fehlt bei uns . Ich
wäre daher ſehr dankbar , wenn man mir ange⸗
ben könnte , warum aus rechtlichen Gründen

Auflöſungsgründe angegeben werden müſſen .

Auch ſeine folgenden Darlegungen ſind von

dem Herrn Vorredner als zweifelhaft angeſehen

worden . Gewiß iſt es der gewöhnliche Lauf , daß

Punkten nur fol⸗

Erſte Sitzung .

uns , der nan ein

andern ;

Parlament auflöſt von einem Tag zum

denn nach dem gewöhnlichen Lauf er

n ja ſolche Auflöſungsbeſchlüſſe immer nur ,

wenn Schwierigkeiten bei der Kabinettsbildung

oder Schwierigkeiten anderer Art entſtehen . Daß

man ein Parlament auf Termin auflöſt , iſt ,

glaube ich , bis jetzt noch in keinem Fall vorge

kommen ; aber daß es rechtlich nicht zuläſſig iſt ,

wäre erſt zu beweiſen , wenn im Geſetz ſich nicht

ausdrückliche Beſtimmung dafür findet .

Das iſt aber nicht der Fall . Aus dem Geſetz und

aus den Motiven und auch aus ren Beſtim

mungen iſt nicht zu erſehen , daß man nicht auch ,

wenn die Verhältniſſe danach liegen , ein Parla

ment auf Termin auflöſen könnte .

ja dann auch der

weniger noch hinwegggekommen .

eine

ande

Darüber iſt

Herr Vorredner mehr oder

Sein letzter und wichtigſter Grund gegen die

Auflöſung auf Synode

ja auch Steuerſynode iſt und daß dann aus die

ſer Eigenſchaft heraus ge

gen die Wahl der neuen Synode geltend gemacht

werden könnten . Wenn die Synode nicht Steuer —

ſynode wäre , dann gäbe es überhaupt keinen

Rechtsweg , eine rechtlich nicht zuläſſige Auflö —

ſung anzufechten ; denn in unſerer Verfaſſung
ſtehen darüber Beſtimmungen nicht . Wir ſind

alſo einzig und allein auf Landeskirchen —⸗

ſteuergeſetz angewieſen . Es fehlt mir im Augen⸗

blick der genaue Text , aber es wird wohl ſo ſein ,

wie der Herr Vorredner ſagt ich unterſtelle

das — daß , wenn jemand ſich in ſeinem Wahl —

recht beeinträchtigt gefunden hat , er dann die

Wahl anfechten kann . Beeinträchtigt kann er ſich

aber nur dann gefunden haben , wenn er durch

Zwang oder durch höhere Gewalt nicht hat zur

Wahl kommen können oder wenn die Friſten ,

die in der Synodalwahlordnung geſtellt ſind ,

nicht eingehalten ſind . Dieſe Friſten werden

eingehalten werden ; die Vollzugsbeſtimmungen

für die Wahl werden dieſer Tage herauskommen

und darin ſind die Friſten ganz genau beſtimmt .

Termin iſt der , daß die

das

[ Die am eheſten ablaufende Friſt iſt diejenige zur



Erſte

Abgabe der Wahlvorſchlagsliſten . Sie läuft am

Samstag , den 17 . Juni , ab . Es wird im Laufe

dieſer Woche , alſo etwa einen Monat vorher , die

Vollzugsanweiſung herauskommen . Durch die

Preſſe iſt ſchon vor einer Reihe von Wochen die

Nachricht gegangen , daß vorausſichtlich der 4.

Juli der Wahltermin iſt . Ich möchte ſehen , wel —

ches Gericht bei dieſer Sachlage , wo einen Mo —

das Ende einer Friſt bekanntgemacht

„ dazu kommt , hier von einer Beein⸗

trächtigung der Ausübung des Wahlrechts zu

ſprechen . ( Zuruf des Abgeordneten D. Frey . )

Ich ſehe nach meinen Erfahrungen ſolchen Wahl —

anfechtungen die ſich ja auch nicht beziehen

können auf die jetzt von Ihnen zu beſchließen —

den Kirchenſteuern , ſondern auf die Kirchen —

ſteuern , die nächſtes Frühjahr beſchloſſen werden

mit Ruhe entgegen .

nat vorher

worden iſt

Abgeordneter Bender : Ich darf mich in dem ,

was ich hier kurz zu erklären habe , darauf be —

ziehen , daß die von dem Herrn Rechtsreferenten

des Oberkirchenrats eben für eine Früherabhal —

tung der Wahl angeführten Gründe auf unſerer

Seite als durchaus richtig anerkannt werden .

Ich glaube auch , daß , ſelbſt wenn ein eee

Darlegungen Herrn Fitzer zu

Recht beſtünde , doch jedenfalls über die tatſäch⸗

liche Beſtimmung der Landesſynodalwahlordnung

auch bei einer Nachprüfung der Wahl durch den

Verwaltungsgerichtshof nicht hinweggegangen

werden könnte , daß Stimmberechtigte , auch wenn

ihr Wahlrecht ſonſt einwandfrei feſtſteht , eben die

Wahl nicht ausüben können , wenn ſie nicht in

die Wählerliſte aufghenommen worden ſind .

Wenn nicht nachgewieſen werden kann , daß die

Gemeindeorgane , die die Aufſtellung der Liſten

zu beſorgen haben , dabei in ungeſetzlicher Weiſe

vorgegangen ſind , iſt nicht daran zu denken , daß

auf dieſem Wege über das Landeskirchenſteuer —

geſetz eine ernſthafte Beanſtandung der Gültig⸗

keit einer Synodalwahl erfolgen kann .

Wir ſind der Meinung , daß es ganz gewiß ein

außerordentlicher Fall iſt , wenn wir jetzt wün⸗

des Synodalen

Sitzung .

ſchen , daß die Synode aufgelöſt wird , ehe ſie ihr

natürliches Ende erreicht . Wir erkennen auch

als ſelbſtverſtändlich an , daß im allgemeinen be⸗

ſondere Gründe beſondere , d. h. gewöhnlich

kriſenartige Gründe — vorliegen müſſen , wenn

eine Regierung ihr Parlament auflöſen will .

Wir glauben aber , daß der Wunſch , die Ver —

quickung unſerer kirchlichen Wahlen mit den po⸗

litiſchen Gemeindewahlen , die geſetzmäßig im

November ſtattfinden ſollen , zu vermeiden ,

Grund genug iſt , die Wahlen früher vorzuneh —

men , als ſie ſonſt zu erfolgen hätten , nämlich

früheſtens im November d. J . Wir halten die

kirchlichen Gefahren , die im zeitlichen Zuſam⸗

menrücken und in der dann immerhin möglichen

Verquickung der kirchlichen Synodalwahlen und

der bürgerlichen Gemeindewahlen liegen , für

ernſt und beachtlich genug . Wir befürchten auch

nach dem Auftakt , den da und dort die Auseinan⸗

derſetzungen der kirchlichen Parteien im Blick

auf die Wahlen ſchon genommen haben , daß eine

lange Ausdehnung dieſer Auseinanderſetzungen

eine wirkliche innere Schädigung unſerer Lan⸗

deskirche herbeiführen wird .

Wir ſtehen alſo auf dem Standpunkt , daß es

rechtlich durchaus vertretbar iſt , daß wir die

Synode jetzt mit Befriſtung auf einen beſtimm⸗

ten Termin auflöſen , wollen aber auch alle Vor —

kehrungen treffen für eine friſtenmäßig richtige

Vorbereitung der Neuwahlen .

Abgeordneter Schäfer : Hohe Synode ! Ich

kann mich in rechtlicher Hinſicht der Anſicht ,

welche die beiden Vertreter der Kirchenregierung

hier vorgetragen haben , nur anſchließen .

In der Kirchenverfaſſung iſt mit keinem

Wort davon die Rede , daß die Kirchen —

regierung die Verpflichtung hat , irgendwelche
Gründe für die Auflöſung der Synode

anzugeben . Das iſt bisher im Staat auch

niemals geſchehen . Ich erinnere Sie an die

Zeit im Reichstag , als Bismarck Reichskanz⸗

ler war . Er hat bei ſeinen Auflöſungen nie⸗

mals irgend einen Grund angegeben , warum



aufgelöſt werden muß ( Abgeordneter D. Frey : Da

hat er nicht gemußt ! l ! ) , ſondern er hat als Grund
lediglich den angegeben : — Majeſtät der

Kaiſer haben geruht , den Reichstag im Namen

der Verbündeten Regierungen aufzulöſen “ . Ir⸗

gend ein anderer Grund iſt niemals angegeben

worden . Es iſt auch abſolut nicht notwendig , daß

Jder Grund der Auflöſung in irgendwelchen Dif

ferenzen zwiſchen der Kirchenregierung einer

ſeits und der Synode andererſeits beſteht . Es

können auch praktiſche Gründe ausſchlaggebend

ſein , um eine Wafteintug herbeizuführen . Ich er

innere Sie daran , daß man nach den Reichstags —

wahlen im pr teußiſchen Parlament ſehr u0
davon hat , ob man nicht den preußi —

ſchen Landtag aufzulöſen habe , lediglich aus dem

Grund , weil die ergeben hätten , daß

der Stimmung im Volk , die durch die Reichstags —

wahlen mentber worden iſt , nicht mehr die

Beſetzung im preußiſchen Abgeordnetenhauſe

entſpreche . Darüber iſt diskutiert und debattiert

worden und die Preußiſche Regierung hat von

Neuwahlen nur deswegen abgeſehen , weil ſie es

eben aus politiſchen Gründen für nützlich und

angebracht erachtet hat , nicht aufzulöſen . Ein

rechtlicher Zweifel daran aber , daß aufgelöſt

W
könne aus irgendwelchen Gründen ,

die nicht mit Differenzen zwiſchen dem Parla⸗

ment und der Regierung zuſammenhängen , hat

auch damals nicht beſtanden . Alſo ich glaube , die —

ſer Einwand iſt von vornherein vollſtändig un⸗

beachtlich .

Nun kommt die andere Frage , ob es eine be —

friſtete Auflöſung gibt . Da gebe ich ja zu : in

dieſer Beziehung kann man verſchiedener An —

ſicht ſein . Jedenfalls aber iſt in der Kirchenver —

faſſung kein Wort des Inhalts zu finden , daß

nicht auch ein befriſteter Beſchluß gefaßt werden

kann . Natürlich bedeutet die befriſtete Auflö —

ſung nicht ohne weiteres die Auflöſung ſelbſt .

Denn ein Beſchluß , der gefaßt wird , iſt nicht

ſchon damit gekommen , daß die Kirchen⸗

regierung ihn in ihrem geheimen Zimmer berät

Erſte Sitzüng

oder vielleicht ich unterſchreibt , ſondern er muß

auch in irgendeiner Weiſe eubeter ſein . Wie

ich aus den bisherigen Verhandlungen entnor

men habe die Beſchluß niemals in o

ieller Weiſe publiziert worde ſondern erſt an

Schli ö er Synod eben dann , enn die

S e der Auffe n· „ da e Tätigke u

Ende iſt , wird es Sache der rcher

ſein , zu erklären : der Beſchluß , den wir bisher

gefaßt haben , auuf befriſtete Auflöſung tritt jetzteCle

löſen damit die Synode auf

regierung

in Kraft und

Damit kann die Anſicht keinesfalls für richtig a

erkannt werden , daß wir jetzt keine Exiſten
f
berechtigung mehr hätten ; denn ſonſt müf

man ſich auf den Standpunkt ſtellen : dieſer B

ſchluß , den die Kirchenregierung in geheimen

Sitzungen gefaßt hat , würde an ſich ſchon die

Auflöſung der Synode zur Folge haben . Davon

kann keine Rede ſein ; ſondern es iſt eine Ar

Vorbereitung eines erſt ſpäter endgültig zu

faſſenden Beſchluſſes ( Zuruf des K

D. Frey ) ; und , wie der Herr Kollege Fitzer ſchon

angedeutet hat , kann 1 lbſtverſtändlich die Kir

chenregierung aus jedem belie
*

Grund , der

es ihr ratſam erſcheinen läßt , ihre lten Be

ſchluß heben ; denn K 2Beſchluß iſt

tatſächlich noch nicht in Kraft getreten , ſondern

tritt erſt dann in Kraft , wenn der Herr Kirchen

präſident namens der Kirchenregierung ſagen

wird : jetzt iſt die Synode aufgelöſt .

ſck

wieder auf

Alſo ich glaube , das ganze Verfahren der

Kirchenregierung kann zu rechtlichen Beanſtan —

dungen , welche den Verwaltungsgerichtshof

veranlaſſen könnte , zu ſagen , die Synode beſteht

nicht zu Recht , niemals irgend welchen Anlaß

geben .

Abgeordneter Fitzer : Ich will mich ganz kurz

an die Herren Vorredner wenden , namentlich

dem Herrn Referenten der Kirchenregierung

noch etwas ſagen .

Iſt nicht Grund genug vorhanden , daß wir ,

venn wir auf ſechs Jahre vom Kirchenvolk ge⸗

wählt ſind und nun keinen Grund angegeben be⸗
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kommen , fragen : Warum werden wir denn

nach Hauſe geſchickt ? Das iſt doch eine Frage ,

die man billigerweiſe ſtellen kann . Wir ſind als

Kirchenſynode vorgeſetzte Behörde der Kirchen —

regierung und können von ihr Auskunft über

verlangen , was die Kirchenregierung tut

Dafür ſind wir die höchſte

alles

und was ſie nicht tut .

Inſtanz in unſerer Kirche . Wir ſind das Kir⸗

dürfen darum bitten undchenvolk und wir

dürfen auch verlangen , daß die Kirchenregierung

uns entſprechenden Aufſchluß gibt . Das iſt

wohl die verfaſſungsmäßige Stellung , die wir

als Synode der Kirchenregierung gegenüber

einzunehmen haben . Alſo mit dieſer Nußerlich⸗

keit : „ weil es nicht in der Verfaſſung drinſteht “

kann man nicht kommen . Es ſteht auch nicht

in der Verfaſſung drin , daß der Beſchluß begrün⸗

det werden muß , und ebenſowenig ſteht drin ,

Kirchenregierung über alles , was ſie

tut , Auskunft zu geben hat . Das ſind aber keine

Gründe , die dafür maßgebend ſein können , daß

ein Recht der Kirchenſynode in dieſer Weiſe al⸗

teriert wird .

Ich bin vom Herrn Referenten falſch verſtan⸗

den worden , wenn er als meine Auffaſſung an⸗

nimmt , daß die Auflöſung als ſolche vom Ver⸗

waltungsgerichtshof nachgeprüftwerden muß . Das

iſt ſelbſtverſtändlich nicht der Fall . Aber die neue

Synode , die gewählt wird , kann in ihren Wahl⸗

vorbereitungen Mängel zeigen , die aufgegrif⸗

fen werden können . So iſt die Sache zu ver —

ſtehen — damit Klarheit beſteht ! Darüber kann

der Verwaltungsgerichtshof nicht entſcheiden , ob

das , was die Regierung getan hat , in Ordnung

iſt ; aber er muß auf Beſchwerde nachprüfen , ob

das Wahlverfahren , das jetzt eintritt , die Kombi⸗

nation , der Zuſammenhang des Beſchluſſes auf

Auflöſung und der Wahlvorbereitungen geſetz⸗

mäßig iſt oder nicht . Und wenn letzteres bejaht

wird , dann tritt der Fall ein , daß der Verwal —

tungsgerichtshof dieſer Beſchwerde ſtattgeben

wird .

Was die terminmäßige Beſtimmung anlangt ,

ſo ſcheint auf Seite des Herrn Kollegen Schäfer

daß die

11

Der Beſchluß , daß

von der Kirchen⸗

vorzuliegen .

wWird , iſt

ein Irrtum

auf 1.

regierung ſchon gefaßt , es wird kein weiterer

Beſchluß mehr gefaßt , dieſer Beſchluß iſt ſchon

vorhanden ; es iſt nur ſein Vollzug hinausgeſcho —

ben ; es braucht weder eine Verkündung durch

den Herrn Präſidenten noch irgend eine Aktion

der Regierung ſtattzufinden , um dieſen Beſchluß

in Rechtskraft zu ſetzen , er iſt ſchon da . Alſo in

dieſer Richtung beſteht meines Erachtens doch

vollſtändige Klarheit . Wenn das anders ſein

ſoll , dann würde ich bitten , daß das von Regie⸗

rungsſeite aufgeklärt wird . ( Zuruf rechts : Der

Beſchluß iſt zu verkünden ! ) Dann wird meine

Auffaſſung wohl zutreffend ſein , daß es keiner

beſonderen Aktion mehr bedarf . ( Zuruf rechts :

Er muß verkündet werden ! ) Das braucht er

gar nicht . Darüber beſteht keine Anordnung . Er

bedarf keiner Verkündung ; ſonſt würde das in

der Verfaſſung ſtehen . Einer Verkündung be⸗

dürfen nur Geſetze und Verordnungen . Das

ſteht in der Verfaſſung auch klipp und klar . Alſo

der Beſchluß iſt rechtsgültig gefaßt worden ,

wenn er ſo gefaßt worden iſt , wie wir es er⸗

fahren haben . Er braucht keine Publikation und

keine Verkündung . In dieſer Beziehung ſind

wir alſo im klaren .

Es ſind Gründe genug vorhanden , um die

Sache noch einmal einer Nachprüfung zu unter⸗

ziehen . Ich will den Herrn Referenten hinwei⸗

ſen auf die Art . 6, 9 und 26 der Landeskirchen⸗

ſteuerverordnung . Dort ſtehen die Beſtimmun⸗

gen klipp und klar drin .

Juli aufgelöſt

Abgeordneter D. Klein : Hohes Haus ! Ich

hätte ſelbſtverſtändlich dem früheren Termin und

der befriſteten Auflöſung nicht zugeſtimmt , wenn

ich in irgend einer Weiſe die überzeugung ge⸗

habt hätte , etwas Unerlaubtes , Verfaſſungswid⸗

riges , die Rechte meiner Konſynodalen irgend⸗

wie Verletzendes zu tun .

Wir von der Landeskirchlichen Vereinigung

hatten ja erſtrebt , in Anbetracht der großen wirt —

ſchaftlichen Kriſis , der Notlage , in der ſich ein



großer Teil unſeres Volkes befindet , angeſichts

der politiſchen Erregungen , die unſer Volk be —

herrſchen , den Verſuch zu machen , ob man nicht

überhaupt dieſe Wahlen , die eine ſtarke Aufwüh

lung der parteipolitiſchen und der ſonſtigen Lei —

denſchaften mit ſich bringen , durch Aufſtellung

einer Einheitsliſte , vielleicht im weſentlichen

aufgrund des bisherigen Beſitzſtandes , vermei

den könnte . Es iſt dies aus verſchiedenen Grün

den , die zu erörtern hier nicht der Ort und die

Zeit iſt , nicht gelungen . Aurb wir dann natür⸗

lich ins Auge faßten : wenn ſchon ger lt wer

den muß , dann möglichſt früh , iſt begreiflich .

Und ſo konnte für mich als Vertreter meiner

Gruppe , der Landeskirchlichen Vereinigung , die

Frage nur die ſein : iſt das möglich , ohne die

faſſung zu verletzen ? Zu dem Wunſch , der

und meine 8 .
—

52 daß

eheure Er hervor

noch mit ſolchen

kataſtrophalen wirtſchaftlichen Verhältniſſen und

mit Erregungen politiſcher Art verbindet , nicht

monatelang andauere und daß daher der Termin

auf einen früheren Zeitpunkt gelegt werde zu

dieſem Wunſch kam die überzeugung , daß das

nicht verfaſſungswidrig iſt , daß dadurch kein

Recht verletzt wird . Ich bin nicht der Mei⸗ —

nung : Fiat j ustitis , pereat mundus , d. h. : der

Buchſtabe der Verfaſſung hat allein maßgebend

zu ſein . Ich bin der uberrzeugung , daß es auch

einen Geiſt , nicht nur einen Buchſtaben der

Verfaſſung gibt . Das heißt nicht : man ſoll ſich

über den Buchſtaben der Verfaſſung hinweg —

ſetzen aus irgend welcher Geiſtigkeit heraus .

Aber es gibt doch gewiß auch Imponderabilien .
Und das halte ich für ein Imponderabile : Wenn

ich innerlich die überzeugung habe , daß die

Kirche Schaden erfährt durch ein monatelang

dauerndes , das ganze Kirchenvolk aufwühlendes

Agitieren ; wenn ich die innerſte überzeugung

habe : das iſt ein großer Schaden , der vielleicht

nicht wieder gutzumachen iſt man ſetzt ſich ſo

lange auseinander , bis man ganz auseinan⸗

die eben doch eine

rufende Agitation , di
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derſitzt und nicht mehr zuſammenkommt , wäh⸗

rend man doch miteinander leben muß — wenn

man dieſe innerſte überzeugung hat , dann wird

es verſtanden werden , daß man zu dem Reſul

rechtlich geht , ohne

zuſe

al V treter d

Landeskirchlichen Vereinigung zu unſerem Vor

gehen bewogen hat wirklich der einzige , a

meines Erachtens tragbare Grund füür den

ie das Kirchenvolk nach meiner überzeugung

nkbar ſein ſoll . ( Zuruf des Abgeordneten D

Frey ) .

Abgeordneter Stulz : Ich möchte nur eine

Bemerkung machen . Ich bin zwar Nichtjuriſt ;

al von dem , was der Herr Oberſtaatsanwalt

Fitzer eben , teilßweiſe unter Zuſtimmung ſein

Freunde , geſagt hat, ſcheint mir einiges nicht

ganz klar zu ſein . der erſte Sat „ Die

Kirchenregierung nun dieſen Beſchluß zuri

ziehen . “ Wenn ſie erfährt ja in Wirk

lichkeit und brauch zirklichkeit kein Menſch

chluß jemals geweſen

Erſt von dem Augenblick an , wo er publi⸗

zu erfahren , daß dieſer

It

ziert iſt , hat er rechtsbindende Kraft ; dann erſt

liegt er vor , vorher iſt er ein Ding , das in dem

schoße der Regierung ruht wie vielleicht noch

manche Dinge , von denen wir heute keine

Ahnung haben und die vielleicht in ihrer Beden

tung noch weittragender ſind als dieſer Beſchluß

Einſtweilen iſt der Beſchluß noch nicht veröffent

licht , wenn auch das eine oder andere in die Zei —

tung hineingekommen ſein mag . Das kann durch

irgend eine Indiskretion 8 ſein .

Jedenfalls dürfen ſolche Indiskretionen nicht

die Wirkung haben , daß ſie einem Beſchluß die

Rechtsgültigkeit verleihen , die er tatſächlich noch

nicht hat . Alſo wird die Zurückziehung des Be —

ſchluſſes zu Unrecht verlangt .

Das wollte ich geſagt haben . Ich weiß nicht ,

ob ich als Nichtjuriſt da unjuriſtiſch geſprochen

habe oder nicht ; aber meinem geſunden Men⸗
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ſchenverſtand ſcheint meine Darlegung einwand⸗

frei zu ſein .

Abgeordneter D. Frey : Hierauf einen einzigen

atz : Der Herr Vorredner kann recht haben ;

man kann ſich auf dieſen Standpunkt ſtellen , ge⸗

wiß . Aber dann iſt es auch unzuläſſig , amtliche

Wahlvorbereitungen zu treffen , ehe der Auf —

löſungsbeſchluß veröffentlicht und damit die

Auflöſung geſchehen iſt . Und dagegen wenden

wir uns ja ; und wir behaupten , daß wir infolge⸗

deſſen in der ordnungsmäßigen Vorbereitung

der Neuwahl behindert ſind .

G

Abgeordneter Herrmann : Es ſcheint mir

doch , daß wir uns um Worte ſtreiten oder zum

Fenſter hinaus reden . Ich glaube , wir ſind doch

alle darin einig , daß dieſe Tagung der Landes —

ſynode die letzte iſt und daß ſie in etwa vierzehn

Tagen ihr natürliches Ende findet . Wenn nun

die Kirchenregierung aus Gründen , die ange —

führt worden ſind — und für die man doch je —

denfalls Verſtändnis haben muß es wünſcht ,

daß die Wahlen für die Landesſynode nicht zu⸗

ſammenfallen mit den Wahlen für die Gemein —

den im Land , und nach einem Modus ſucht , um

die Wahlen für den Juli feſtzuſetzen , ſo glaube

ich , darf man ihr doch daraus keinen Vorwurf

machen und darf auch nicht fragen , wie der Herr

Oberſtaatsanwalt Fitzer es getan hat , warum

wir „ nach Hauſe geſchickt “ werden . Wir werden

doch eigentlich nicht nach Hauſe geſchickt ( Doch ! bei

der Kirchlich - liberalen Vereinigung ) , ſondern es

iſt ſelbſtverſtändlich , daß wir mit dieſer Tagung

in etwa vierzehn Tagen unſere Tätigkeit been —

den . ( Auf Zuruf des Abgeordneten D. Frey . )

Es könnte viel vorkommen in der Welt . Aber es

iſt doch ganz zweifellos , daß lediglich aus dieſen

Gründen die Kirchenregierung dieſen Beſchluß

gefaßt hat , und man darf keinen anderen Grund

von ihr verlangen als eben den , der ſich ſehr

wohl hören laſſen kann und der jedenfalls wohl

überlegt iſt , nämlich den : es iſt beſſer , die Wahl
im Juli zu halten , als im September gleichzei⸗

tig mit den Gemeindewahlen .

Abgeordneter Möſſinger : Meine Damen un

Herren ! Als Dritter im Bunde muß ich mich

auch hören laſſen . Ich bin der Meinung , daß

der Beſchluß der Kirchenbehörde nicht mit dem

Faſſen Geltung bekommen hat , ſondern daß er

ſie erſt bekommt damit , daß er uns verkündet

wird . Und das muß geſchehen und das wird

wohl auch geſchehen . Es iſt durchaus unrichtig ,

was mein Freund Fitzer geſagt hat , daß der Be⸗

ſchluß überhaupt nicht verkündet werden muß ;

denn wir dürfen uns bis dahin , wo wir erfah —

ren , daß wir nicht mehr Synodale ſind , als

ſolche betrachten . Er muß uns alſo verkündet

werden . Daß wir im Juli nach Hauſe geſchickt

werden , halte ich , ſelbſt wenn es geſetzlich nicht

zuläſſig awäre , für recht praktiſch . Es wird wahr —

haftig jetzt genug gewählt und gerade wir

Laien haben von den Wahlen nachgerade genug .

Wenn wir uns aber vorſtellen , welche Früchte es

trägt , wenn die kirchlichen Wahlen mit den welt⸗

lichen verquickt werden , ſo müſſen wir alle mit⸗

einander , und insbeſondere wir Laien , hier

freudig bekennen : Wir ſind der Kirchenregie —

rung dankbar , daß ſie es uns ermöglicht , die

kirchlichen Wahlen zu einer Zeit vorzunehmen ,

wo ſie mit den weltlichen nicht verquickt werden .

( Abgeordneter D. Frey : Volksentſcheid ! )

Kirchenpräſident D. Wurth : Sehr verehrte

Herren und Damen ! Der Herr Abgeordnete

Fitzer hat geſagt , er wünſche , daß nochmals in

Beratungen darüber eingetreten werde , ob die

Termine feſtgehalten awerden wollen oder nicht .

Ich ſage dieſe Erwägungen zu und ich glaube ,

man könnte dann wohl auch die Verhandlungen

darüber abbrechen .

Eines aber glaube ich ſagen zu dürfen : Ich

möchte bitten , vielleicht doch auch aus dem

Grunde innerſter Wahrhaftigkeit heraus es zu

glauben , daß nicht die Spur der Berechtigung
vorliegt , uns zu ſagen , wir wollen die Synode

„ nach Hauſe ſchicken “. ( Sehr richtig ! rechts . )

Denn unter dieſem Wort verſteht man doch mei⸗

ſtens etwas ganz anderes , als was unſere Ab⸗
4



ſicht war . Es wurde ganz ſelbſtverſtändlich an⸗

genommen , daß die Synode , wenn ſie jetzt ge —

tagt hat , auch ihr natürliches Ende nimmt . Es

war aber zu gleicher Zeit dadurch , daß die Wah —

len ſofort auf den 4. Juli ausgeſchrieben wer —

den wollten , jedem Vorwurf die Spitze abgebro —

chen , als wollte man nun das Kirchenvolk oder

die öffentliche Meinung der evangeliſchen Kirche

irgendwie behindern . Denn wenn die neuge —

wählte Synode da iſt , wird ſie ſelbſtverſtändlich

auch zu jeder Zeit die Gelegenheit haben , wenn

ſie es ſelber will , ſich zum Wort zu bringen und

zu erzwingen , daß ſie berufen wird . Und es

liegt von unſerer Seite nicht der geringſte

Grund vor , die Synode nicht zu berufen . Wenn

es auf mich angekommen wäre und wenn man

meinen Antrag in der Kirchenregierung ange —⸗

nommen hätte , hätte die Synode ſchon vor drei —

viertel Jahren getagt . Ich bin alſo durchaus

nicht derjenige , der irgendwie die Abſicht hätte ,

die Synode oder die kirchliche Vertretung in ir⸗

gend einer Sache zu behindern oder zu verkür —

zen .

Abgeordneter Fitzer : Ich wollte nur eines

ſagen : Es wird ſoviel Wert auf die Veröffent⸗

lichung gelegt . Der Herr Vertreter der Kirchen —

regierung hat vorhin erklärt : Der Beſchluß iſt

vor einer Reihe von Wochen in der Preſſe ge —

ſtanden , die Publizierung iſt damit erfolgt .

Wenn man eine Verkündung als notwendig an⸗

ſieht , dann iſt das keine „ Verkündung “ ge⸗

weſen !

Abgeordneter Ullmer : Erſchrecken Sie nicht ,

wenn ich als vierter Juriſt das Wort zu dieſer

Sache ergreife ! Ich tue es als Juriſt , um mich

beſonders gegen die formaljuriſtiſche Auslegung
unſerer Kirchenverfaſſung zu wenden , die Sie

gerade auch vonſeiten der Kirchenregierung ge —

hört haben .

Es iſt mehrfach ſeitens des Herrn Referen⸗

ten des Oberkirchenrats und ſeitens des Herrn

Kollegen Schäfer der Ausdruck gefallen : es ſteht

kein Wort davon in der Verfaſſung , das gegen
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uns ſprechen könnte . Das mag richtig ſein . Nun

iſt es aber ein anerkannter Grundſatz , daß Ge⸗

ſetze , auch Verfaſſungsgeſetze , ausgelegt werden

müſſen nicht nach dem Wortlaut , ſondern nach

dem Geiſt ihrer Urheber , nach dem Geiſt , in dem

ſie gegeben ſind , in dem ſie gehandhabt werden

ſollen . Da iſt es für mich kein Zweifel , daß in

der Tat die Verfaſſung ſelbſtverſtändlich un⸗

gewollt hier verletzt iſt . Wir ſind vom Kir⸗

chenvolk bis November berufen und , wenn wir

vorher entlaſſen oder nach Hauſe geſchickt wer —

den , ſo müſſen meines Erachtens ganz beſtimmte

Gründe , triftige Gründe für dieſe Maßnahme

vorliegen und dieſe Gründe müſſen uns ge

nannt werden . Das habe ich bis jetzt vermißt .

( Zuruf rechts : Es iſt geſchehenl ! )

Und dann ein weiterer Punkt . Es iſt geſagt

worden : wir wollen dem Kirchenvolk all das

Unangenehme , all das Häßliche des Wahlkampfes

möglichſt erſparen und insbeſondere eine Ver

quickung mit den politiſchen Gemeindewahlen

vermeiden . Der Gedanke iſt ſchön ; leider ſchei —

tert er an der praktiſchen Wirklichkeit . Denn

wir ſtehen ja wieder unmittelbar vor einem ſehr

erregten Reichswahlakt , nämlich vor dem Volks⸗

entſcheid in der Fürſtenenteignungsfrage . Alſo

ich ſage : Die Erregung unter der Wählerſchaft

im ganzen wird jetzt vorhanden ſein . Daß ſie

bei den Gemeindewahlen im Herbſt wirklich ſo

ſtark ſein wird , das ſcheint mir , der ja auch ſchon

lange im gemeindepolitiſchen Dienſt tätig iſt ,

nicht ſo ſehr zu befürchten zu ſein . Alſo der

Grund , daß eine zum Nachteil der Kirche oder

des Kirchenvolkes ausſchlagende Erregung beſei⸗

tigt wird , iſt , glaube ich , von der Hand zu weiſen .

Denn wir leben , wie auch andere Redner ſchon

betont haben , in einer Zeit politiſcher Hoch —

ſpannung , wirtſchaftlicher Depreſſion ; damit

müſſen wir ein für allemal rechnen . Ich hätte

es deshalb für viel zweckmäßiger erachtet , die

Wahl gerade jetzt , in der gegenwärtigen , ſo ſtark

erregten Zeit nicht ſtattfinden zu laſſen , ſondern

ſie auf den Herbſt zu vertagen .



D2Dazu kommt ein Drittes , was ich noch er⸗

wähnen muß . Nachdem wir die Ehre hatten ,

jahrelang der Synode anzugehören , darf und

wird das Kirchenvolk wohl von uns auch erwar⸗

ten , daß wir ihm über das Bericht erſtatten , was

in der Synode geſchehen iſt , was getan oder

unterlaſſen worden iſt , was erreicht worden iſt

zum Segen der Kirche und des Kirchenvolkes .

as iſt aber ja in dieſer kurzen Zeit gar nicht

möglich . Wie ſollen wir denn jetzt , wo unſere

Bauern dringend auf dem Feld nötig ſind , wo

die vorhin erwähnte politiſche Entſcheidung be —

vorſteht , wo alles übermäßig in Anſpruch ge⸗

nommen iſt , wie ſollen wir denn da über —

haupt Bericht erſtatten ? Oder ſollen wir dieſen

Bericht etwa damit erſtatten , daß wir uns unſe⸗

ren Wählern vorſtellen und ſagen : Ich bin be⸗

friſtetes Mitglied der Landesſynode , ich habe

eigentlich noch das Recht , bis zum Herbſt zu

amtieren , aber ich bin aus Gründen , die mir

nicht näher bekannt geworden ſind , nun entlaſ —

ſen worden . Auch das ſollte man uns doch er⸗

ſparen .

Man wollte ruhigere Zeiten abwarten ; die

ſind meines Erachtens eher für den Herbſt zu er —

warten , als für die jetzige Zeit anzunehmen . Al⸗

les , was mit der Wahlvorbereitung uſw . zuſam⸗

menhängt , das wird geſchehen , von allen Seiten

geſchehen , und ich befürchte nach allgemeiner

Erfahrung , es wird ſich — wie ſoll ich ſagen ? —

zuſpitzen , aber kräftiger auswirken , wenn die

Wahlen in einem kurzen Zeitraum zuſammenge⸗

preßt werden , als wenn das Kirchenvolk Zeit

hat , in aller Ruhe ſich die Sache zu überlegen ,

und dann im Herbſt zur Wahl kommt . Ich wie⸗

derhole : Als Juriſt möchte ich mich gegen dieſe

konſtruktive Jurisprudenz , um das bekannte

Wort eines Kollegen zu gebrauchen , gegen dieſe

formal⸗juriſtiſche Silbenſtecherei wenden und

bitten , ſich doch auf den Standpunkt zu ſtellen :

Geſetze und Verfaſſungen ſind ſo auszulegen ,

wie es der Geiſt des Geſetzes verlangt , und nicht ,

wie es vielleicht der Wortlaut erlaubt . Ob das

Erſte Sitzung .

volk auch dieſe formaljuriſtiſche Ausle⸗

billigen wird , das ſcheint

Inter dieſen Geſichtspunkten trete ich , wie

ch an ſich den Ausführungen meines Freundes

Fitzer juriſtiſch beitrete , dafür ein , daß man

uns nicht nach Hauſe ſchickt , ſondern vielmehr

abwartet , bis unſere Zeit abgelaufen iſt . Wir

erſcheinen in höchſt merkwürdiger Lage vor un —

ſerem Kirchenvolk , wenn wir in dieſer Verfaſ —

ſung vor ihm erſcheinen . Wie geſagt , die von

uns allen ja lebhaft gewünſchte Nichtſchädigung

des kirchlichen , des religiöſen Lebens wird da —

mit nicht hintangehalten . Das Laienvolk , das

politiſche Kirchenvolk — das will ich zum Schluß

noch ſagen —hat die Parteiwirtſchaft , nicht nur

die politiſche , ſondern auch die kirchliche , ſatt und

wir dienen dem Kirchenvolk meines Erachtens

nicht , wenn wir unter dieſen unerfreulichen Um⸗

ſtänden jetzt die Synode auseinandergehen laſ —

en und ſofort auch ſchon wieder zu Neuwahlen

e bei denen ſich das Kirchenvolk frägt :

Warum denn eigentlich ? was hat denn die Syn⸗

ode ungeſchickt gemacht , vernachläſſigt , falſch ge —

macht ? warum wird ſie eigentlich nach Hauſe

geſchickt ? Das ſind überall Fragen ohne Ant⸗

wort . Denn das läßt ſich meines Erachtens das

Kirchenvolk nicht weißmachen , daß man lediglich

aus einem rein formalen Geſichtspunkt heraus

geſagt hat : nun , jetzt ſoll die Synode einmal auf⸗

hören , jetzt ſoll ſie einmal nach Hauſe gehen ,

nun wollen wir möglichſt ſchnell eine neue

wählen , obwohl die alte eigentlich noch bis zum

Herbſt gewählt iſt .

Als Juriſt und als Laie fühlte ich mich ver⸗

pflichtet , dieſe Bedenken vorzutragen .

0

Ein Schlußantrag des Abgeordneten Deetken

wird einſtimmig angenommen .

Abgeordneter D. Frey : Wir haben vorerſt

die Antwort , die wir erwarten müſſen , nicht er⸗

halten . Es iſt uns in Ausſicht geſtellt worden ,

daß die Antwort noch einmal überlegt werde .
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Zwei

Ich möchte 33 nun nicht in der Tagesord

nung fortzufahren , ſondern uns Zeit zu geben

zu einer Fr Ich beantrage , daß

hier abgebrochen wird .

Abgeordneter Bender : Ich ſtelle den Gegen⸗

antrag , daß wir in der Erledigung der geſchäft —

lichen Angelegenheiten der Synode zunächſt ein

mal fortfahren , daß uns die Mitteilungen ge

macht werden , die uns zu machen ſind über die

Überweiſung der Vorlagen , die Ergänzung von

Ausſchüſſen uſw . Dann können wir ja weiter

ſehen .

Abgeordneter D. Frey : Nach unſerer über

zeugung kann eben die Synode nicht mehr recht

lich tagen und infolgedeſſen ſind wir dann auch

nicht in der Lage , das mitzumachen .

Der Antrag D. Frey , die Sitzung zu unter⸗

brechen , wird abgelehnt .

Der ee gibt folgende Eingänge be —

kannt , die den verſchiedenen Ausſchüſſen zur

Beratung werden :

Entwurf eines kirchlichen Geſetzes über die

Regelung des Haushalts der Landeskirche für

1925/26 mit Voranſchlägen ,

Entwurf eines kirchlichen Geſetzes über die

Gewährung einer Dienſtaufwandsentſchädigung

an die Geiſtlichen und die Ablöſung der dem

Geiſtlichen für kirchliche Amtshandlungen zu —

ſtehenden Bezüge ,

Sitzung .

Endͤgültigkeitserklärung vorläufiger kirchli

Geſetze ,

Eingabe des Badiſchen Evang . Pfarrvereins

Unterſtützungsbeiträge fürwegen Erhöhung der

Pfarrwaiſen ,

Eingabe desſelben Vereins um Gleichſt tel

lung der unſtändigen Geiſtlichen mit den ſtaat

nicht etatsmäßigen Beamten ,

abe des Kirchengemeinderats Karlsruhe ,

henverfaſſung betr . ,Arnwendung der Ki

eſchwerde des Kirchengemeinderats Mahl —

erg, die Pfarrwahl daſelbſt betr .

Anſtelle des aus der Synode ausgeſchiede —

nen Abgeordneten Hausvater Schäfer wird Ab

Sgeordneter Haag zum Schriftführer , anſtelle der

aus dem Hauptberichtsausſchuß ausgeſchiedenen

Abgeordneten D. Wurth und Hausvater Schäfer

die Abgeordneten Dekan Renner und Straſſer
anſtelle des aus dem Ausſchuß für Kultus .
Unterricht ausgetretenen Abgeordneten Kühle

wein und des wegen leidender Geſundheit aus

ſcheidenden Abgeordneten Baumann die Abge —

ordneten Camerer und Bender zu Mitgliedern
der betr . Ausſchüſſe gewählt

Die früher interimiſtiſch erfolgte Wahl des

Abgeordneten Landgerichtsrat Schäfer in den

Verfaſſungsausſchuß wird beſtätigt .

Abgeordneter Kappler ſpricht oͤas Schluß —

gebet .

Zweite öffentliche Sitzung .

Karlsruhe , Freitag , den 28 . Mai 1926 ,

vormittags 9 Uhr .

Präſident D. Dr . Keller eröffnet die Sitzung ;

Pfarrer Rothenhöfer ſpricht das Eingangsgebet .

Präſident D. Dr . Keller : Bevor wir in die

Tagesordnung eintreten , möchte ich mir geſtat⸗

ten , meine verehrten Damen und Herren , in be⸗

ſonders feierlicher Weiſe eines um unſere Lan⸗

deskirche hochverdienten Mannes zu gedenken ,

des heimgegangenen Präſidenten Exzellenz D.

Dr . Uibel . ( Die Anweſenden erheben ſich . ) Sie

haben ſich von Ihren Sitzen erhoben und wollen

damit ausdrücken , wie ſehr die allgemeine Wert⸗

ſchätzung des Mannes unter uns lebt , der ſeine
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